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Anordnungen bei Härtefällen nach § 23a Abs. 1 AufenthG  
 
 
Die Anordnungen nach § 23a Abs. 1 AufenthG beinhalten regelmäßig bestimmte Maßgaben, von 
deren Erfüllung die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis nach § 23a AufenthG abhängig gemacht wird.  

So wird oftmals gefordert, dass der Lebensunterhalt nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG zunächst teil-
weise gesichert wird.  

Zukünftig werden Anordnungen verstärkt mit der Maßgabe verbunden werden, dass eine rentenver-
sicherungspflichtige Beschäftigung mit voller Beitragszahlung aufgenommen wird.  
 
Zur Vermeidung von Missverständnissen gebe ich hierzu die nachstehenden Hinweise: 
 
Eine geringfügig entlohnte Beschäftigung nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV mit einem Arbeitsentgelt von 
im Monat nicht mehr als 450 Euro (sogenannter Minijob), die ab dem 1. Januar 2013 begonnen wird, 
ist versicherungspflichtig in der gesetzlichen Rentenversicherung. Der Arbeitgeber zahlt für einen 
450-Euro-Job den Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung in Höhe von 15 Prozent des Arbeitsent-
gelts, der Arbeitnehmer trägt die Differenz zum allgemeinen Beitragssatz von zurzeit 18,9 Prozent, 
also einen Eigenanteil von 3,9 Prozent. 
 
Allerdings kann sich der Arbeitnehmer von der Versicherungspflicht befreien lassen. Hierdurch ent-
fällt der Eigenanteil des Beschäftigten; lediglich der Arbeitgeber muss den Pauschalbeitrag zur Ren-
tenversicherung einzahlen. Gleichzeitig gehen hierdurch jedoch Ansprüche auf Leistungen der ge-
setzlichen Rentenversicherung verloren. 
 
Wird keine Befreiung von der Rentenversicherung beantragt, erwirbt der Arbeitnehmer durch die Be-
schäftigung vollwertige Pflichtbeitragszeiten in der gesetzlichen Rentenversicherung. Die Zeit, in de-
nen ein 450-Euro-Job ausgeübt wird, wird daher in vollem Umfang bei erforderlichen Mindestversi-
cherungszeiten (Wartezeiten) für alle Leistungen der Rentenversicherung berücksichtigt und ent-
spricht gleichfalls den nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 AufenthG geforderten Pflichtbeiträgen für die 
Erteilung einer Niederlassungserlaubnis.  
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Soweit also zukünftig (zumindest) die Aufnahme einer rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung 
gefordert wird, wird diese Maßgabe erfüllt durch die wie oben beschriebene Ausübung eines Minijobs 
unter Verzicht auf die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht. 
 
Die Betroffenen sollten in diesen Fällen darüber informiert und belehrt werden, dass ein Antrag auf 
Befreiung von der Rentenversicherung zum Nichterfüllen der für die Erteilung der Aufenthaltserlaub-
nis vorausgesetzten Maßgaben führen würde.   
 
Ich bitte um Beachtung. 
 
Im Auftrage 
 
 
 
Opitz 
 
(Dieses Dokument wurde elektronisch erzeugt 
und ist daher nicht eigenhändig unterschrieben) 

 
 


